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Vorwort

Die vorliegende Gesetzessammlung entstand aus der Idee, den Studierenden im Schwer­
punktbereich Recht und digitale Transformation eine einheitliche Sammlung der 
relevanten Vorschriften an die Hand zu geben. Wir hoffen, dass die Sammlung auch für 
die Praxis nützlich ist. Eine besondere Herausforderung ist die schnelle Veränderung 
in diesem Bereich. Daher haben wir uns entschlossen, auch Gesetzesvorschläge auf­
zunehmen. Die Sammlung befindet sich auf dem Stand von Ende Februar 2023. Aus 
technischen Gründen konnten wir leider in Gesetzesentwürfen enthaltene Fußnoten 
nicht abdrucken.

Unser besonderer Dank gilt den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die dieses Buch 
möglich gemacht haben: Prisca von Hagen hat die vollständige Koordination über­
nommen; Tim Großmann, Chantal Heins, Mariam Sattorov, Leander Schmedemann 
und Katharina Scholz haben bei der Zusammenstellung und Korrektur mitgewirkt.

Mit dem Recht der Digitalisierung bildet sich derzeit ein interessantes neues Rechts­
gebiet heraus. Es bildet einen wichtigen Aspekt der Digitalisierungsforschung. Umso 
mehr freut es uns, dass die vorliegende Gesetzessammlung durch einen großzügigen 
Druckkostenzuschuss des Weizenbaum-Instituts für die vernetzte Gesellschaft ermög­
licht wurde. Dafür möchten wir uns herzlich bedanken.

Die Herausgeber freuen sich über jede Art von Kritik und Anregungen, insbesondere 
über Korrektur- und Verbesserungsvorschläge. Eine Kontaktaufnahme ist am besten 
über office_zech_weizenbaum.rewi@hu-berlin.de oder sekretariat.zech.rewi@hu-berlin.
de möglich.

Berlin, München und Würzburg, im Juni 2023� Die Herausgeber
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1.1
DSGVO

Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments 
und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung)

vom 27. April 2016 (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1); berichtigt am 22.11.2016 (ABl. L 314, 
S. 72), 23.5.2018 (ABl. L 127, S. 2) und 4.3.2021 (ABl. L 74, S. 35)
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Kapitel V: Übermittlungen personenbezogener Daten an Drittländer  
oder an internationale Organisationen� Art. 44–50

Kapitel VI: Unabhängige Aufsichtsbehörden
Abschnitt 1: Unabhängigkeit� Art. 51–54
Abschnitt 2: Zuständigkeit, Aufgaben und Befugnisse� Art. 55–59

Kapitel VII: Zusammenarbeit und Kohärenz
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Kapitel XI: Schlussbestimmungen� Art. 94–99
Schlussformel
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VERORDNUNG (EU) 2016/679 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES
vom 27. April 2016
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung)
(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 
gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 

Artikel 16,
auf Vorschlag der Europäischen Kommission,
nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses,
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen,
gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,
in Erwägung nachstehender Gründe:

(1)  1Der Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten ist ein 
Grundrecht. 2Gemäß Artikel 8 Absatz 1 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
(im Folgenden „Charta“) sowie Artikel 16 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union (AEUV ) hat jede Person das Recht auf Schutz der sie betreffenden personenbe-
zogenen Daten.

(2)  1Die Grundsätze und Vorschriften zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-
arbeitung ihrer personenbezogenen Daten sollten gewährleisten, dass ihre Grundrechte und 
Grundfreiheiten und insbesondere ihr Recht auf Schutz personenbezogener Daten ungeachtet 
ihrer Staatsangehörigkeit oder ihres Aufenthaltsorts gewahrt bleiben. 2Diese Verordnung soll zur 
Vollendung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und einer Wirtschaftsunion, 
zum wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt, zur Stärkung und zum Zusammenwachsen der 
Volkswirtschaften innerhalb des Binnenmarkts sowie zum Wohlergehen natürlicher Personen 
beitragen.

(3)  Zweck der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ist die 
Harmonisierung der Vorschriften zum Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten natürlicher 
Personen bei der Datenverarbeitung sowie die Gewährleistung des freien Verkehrs personenbezo-
gener Daten zwischen den Mitgliedstaaten.

(4)  1Die Verarbeitung personenbezogener Daten sollte im Dienste der Menschheit stehen. 
2Das Recht auf Schutz der personenbezogenen Daten ist kein uneingeschränktes Recht; es muss 
im Hinblick auf seine gesellschaftliche Funktion gesehen und unter Wahrung des Verhältnis-
mäßigkeitsprinzips gegen andere Grundrechte abgewogen werden. 3Diese Verordnung steht im 
Einklang mit allen Grundrechten und achtet alle Freiheiten und Grundsätze, die mit der Charta 
anerkannt wurden und in den Europäischen Verträgen verankert sind, insbesondere Achtung des 
Privat- und Familienlebens, der Wohnung und der Kommunikation, Schutz personenbezogener 
Daten, Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit, Freiheit der Meinungsäußerung und Infor-
mationsfreiheit, unternehmerische Freiheit, Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein 
faires Verfahren und Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen.

(5)  1Die wirtschaftliche und soziale Integration als Folge eines funktionierenden Binnen-
markts hat zu einem deutlichen Anstieg des grenzüberschreitenden Verkehrs personenbezogener 
Daten geführt. 2Der unionsweite Austausch personenbezogener Daten zwischen öffentlichen und 
privaten Akteuren einschließlich natürlichen Personen, Vereinigungen und Unternehmen hat 
zugenommen. 3Das Unionsrecht verpflichtet die Verwaltungen der Mitgliedstaaten, zusammen-
zuarbeiten und personenbezogene Daten auszutauschen, damit sie ihren Pflichten nachkommen 
oder für eine Behörde eines anderen Mitgliedstaats Aufgaben durchführen können.

(6)  1Rasche technologische Entwicklungen und die Globalisierung haben den Daten-
schutz vor neue Herausforderungen gestellt. 2Das Ausmaß der Erhebung und des Austauschs 
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personenbezogener Daten hat eindrucksvoll zugenommen. 3Die Technik macht es möglich, dass 
private Unternehmen und Behörden im Rahmen ihrer Tätigkeiten in einem noch nie dagewese-
nen Umfang auf personenbezogene Daten zurückgreifen. 4Zunehmend machen auch natürliche 
Personen Informationen öffentlich weltweit zugänglich. 5Die Technik hat das wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Leben verändert und dürfte den Verkehr personenbezogener Daten innerhalb 
der Union sowie die Datenübermittlung an Drittländer und internationale Organisationen noch 
weiter erleichtern, wobei ein hohes Datenschutzniveau zu gewährleisten ist.

(7)  1Diese Entwicklungen erfordern einen soliden, kohärenteren und klar durchsetzbaren 
Rechtsrahmen im Bereich des Datenschutzes in der Union, da es von großer Wichtigkeit ist, 
eine Vertrauensbasis zu schaffen, die die digitale Wirtschaft dringend benötigt, um im Binnen-
markt weiter wachsen zu können. 2Natürliche Personen sollten die Kontrolle über ihre eigenen 
Daten besitzen. 3Natürliche Personen, Wirtschaft und Staat sollten in rechtlicher und praktischer 
Hinsicht über mehr Sicherheit verfügen.

(8)  Wenn in dieser Verordnung Präzisierungen oder Einschränkungen ihrer Vorschriften 
durch das Recht der Mitgliedstaaten vorgesehen sind, können die Mitgliedstaaten Teile dieser 
Verordnung in ihr nationales Recht aufnehmen, soweit dies erforderlich ist, um die Kohärenz zu 
wahren und die nationalen Rechtsvorschriften für die Personen, für die sie gelten, verständlicher 
zu machen.

(9)  1Die Ziele und Grundsätze der Richtlinie 95/46/EG besitzen nach wie vor Gültigkeit, 
doch hat die Richtlinie nicht verhindern können, dass der Datenschutz in der Union unterschied-
lich gehandhabt wird, Rechtsunsicherheit besteht oder in der Öffentlichkeit die Meinung weit 
verbreitet ist, dass erhebliche Risiken für den Schutz natürlicher Personen bestehen, insbesondere 
im Zusammenhang mit der Benutzung des Internets. 2Unterschiede beim Schutzniveau für die 
Rechte und Freiheiten von natürlichen Personen im Zusammenhang mit der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten in den Mitgliedstaaten, vor allem beim Recht auf Schutz dieser Daten, 
können den unionsweiten freien Verkehr solcher Daten behindern. 3Diese Unterschiede im 
Schutzniveau können daher ein Hemmnis für die unionsweite Ausübung von Wirtschaftstätig-
keiten darstellen, den Wettbewerb verzerren und die Behörden an der Erfüllung der ihnen nach 
dem Unionsrecht obliegenden Pflichten hindern. 4Sie erklären sich aus den Unterschieden bei der 
Umsetzung und Anwendung der Richtlinie 95/46/EG.

(10)  1Um ein gleichmäßiges und hohes Datenschutzniveau für natürliche Personen zu 
gewährleisten und die Hemmnisse für den Verkehr personenbezogener Daten in der Union zu 
beseitigen, sollte das Schutzniveau für die Rechte und Freiheiten von natürlichen Personen bei 
der Verarbeitung dieser Daten in allen Mitgliedstaaten gleichwertig sein. 2Die Vorschriften zum 
Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten von natürlichen Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten sollten unionsweit gleichmäßig und einheitlich angewandt werden. 
3Hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten zur Erfüllung einer rechtlichen Ver-
pflichtung oder zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in 
Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde, sollten die 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, nationale Bestimmungen, mit denen die Anwendung der 
Vorschriften dieser Verordnung genauer festgelegt wird, beizubehalten oder einzuführen. 3In Ver-
bindung mit den allgemeinen und horizontalen Rechtsvorschriften über den Datenschutz zur 
Umsetzung der Richtlinie 95/46/EG gibt es in den Mitgliedstaaten mehrere sektorspezifische 
Rechtsvorschriften in Bereichen, die spezifischere Bestimmungen erfordern. 4Diese Verordnung 
bietet den Mitgliedstaaten zudem einen Spielraum für die Spezifizierung ihrer Vorschriften, 
auch für die Verarbeitung besonderer Kategorien von personenbezogenen Daten (im Folgenden 
„sensible Daten“). 5Diesbezüglich schließt diese Verordnung nicht Rechtsvorschriften der Mit-
gliedstaaten aus, in denen die Umstände besonderer Verarbeitungssituationen festgelegt werden, 
einschließlich einer genaueren Bestimmung der Voraussetzungen, unter denen die Verarbeitung 
personenbezogener Daten rechtmäßig ist.

(11)  Ein unionsweiter wirksamer Schutz personenbezogener Daten erfordert die Stärkung 
und präzise Festlegung der Rechte der betroffenen Personen sowie eine Verschärfung der 
Verpflichtungen für diejenigen, die personenbezogene Daten verarbeiten und darüber ent-
scheiden, ebenso wie – in den Mitgliedstaaten – gleiche Befugnisse bei der Überwachung und 
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Gewährleistung der Einhaltung der Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten sowie 
gleiche Sanktionen im Falle ihrer Verletzung.

(12)  Artikel 16 Absatz 2 AEUV ermächtigt das Europäische Parlament und den Rat, Vor-
schriften über den Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
und zum freien Verkehr solcher Daten zu erlassen.

(13)  1Damit in der Union ein gleichmäßiges Datenschutzniveau für natürliche Personen 
gewährleistet ist und Unterschiede, die den freien Verkehr personenbezogener Daten im Binnen-
markt behindern könnten, beseitigt werden, ist eine Verordnung erforderlich, die für die Wirt-
schaftsteilnehmer einschließlich Kleinstunternehmen sowie kleiner und mittlerer Unternehmen 
Rechtssicherheit und Transparenz schafft, natürliche Personen in allen Mitgliedstaaten mit dem-
selben Niveau an durchsetzbaren Rechten ausstattet, dieselben Pflichten und Zuständigkeiten für 
die Verantwortlichen und Auftragsverarbeiter vorsieht und eine gleichmäßige Kontrolle der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten und gleichwertige Sanktionen in allen Mitgliedstaaten sowie 
eine wirksame Zusammenarbeit zwischen den Aufsichtsbehörden der einzelnen Mitgliedstaaten 
gewährleistet. 2Das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts erfordert, dass der freie Verkehr 
personenbezogener Daten in der Union nicht aus Gründen des Schutzes natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten eingeschränkt oder verboten wird. 3Um der beson-
deren Situation der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen Rech-
nung zu tragen, enthält diese Verordnung eine abweichende Regelung hinsichtlich des Führens 
eines Verzeichnisses für Einrichtungen, die weniger als 250 Mitarbeiter beschäftigen. 4Außerdem 
werden die Organe und Einrichtungen der Union sowie die Mitgliedstaaten und deren Aufsichts-
behörden dazu angehalten, bei der Anwendung dieser Verordnung die besonderen Bedürfnisse 
von Kleinstunternehmen sowie von kleinen und mittleren Unternehmen zu berücksichtigen. 5Für 
die Definition des Begriffs „Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen“ sollte 
Artikel 2 des Anhangs zur Empfehlung 2003/361/EG der Kommission maßgebend sein.

(14)  1Der durch diese Verordnung gewährte Schutz sollte für die Verarbeitung der per-
sonenbezogenen Daten natürlicher Personen ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit oder ihres 
Aufenthaltsorts gelten. 2Diese Verordnung gilt nicht für die Verarbeitung personenbezogener 
Daten juristischer Personen und insbesondere als juristische Person gegründeter Unternehmen, 
einschließlich Name, Rechtsform oder Kontaktdaten der juristischen Person.

(15)  1Um ein ernsthaftes Risiko einer Umgehung der Vorschriften zu vermeiden, sollte der 
Schutz natürlicher Personen technologieneutral sein und nicht von den verwendeten Techniken 
abhängen. 2Der Schutz natürlicher Personen sollte für die automatisierte Verarbeitung personen-
bezogener Daten ebenso gelten wie für die manuelle Verarbeitung von personenbezogenen Daten, 
wenn die personenbezogenen Daten in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert 
werden sollen. 3Akten oder Aktensammlungen sowie ihre Deckblätter, die nicht nach bestimmten 
Kriterien geordnet sind, sollten nicht in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen.

(16)  1Diese Verordnung gilt nicht für Fragen des Schutzes von Grundrechten und Grund-
freiheiten und des freien Verkehrs personenbezogener Daten im Zusammenhang mit Tätigkeiten, 
die nicht in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen, wie etwa die nationale Sicherheit 
betreffende Tätigkeiten. 2Diese Verordnung gilt nicht für die von den Mitgliedstaaten im Rahmen 
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der Union durchgeführte Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten.

(17)  1Die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates gilt 
für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen, Ämter und 
Agenturen der Union. 2Die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und sonstige Rechtsakte der Union, die 
diese Verarbeitung personenbezogener Daten regeln, sollten an die Grundsätze und Vorschriften 
der vorliegenden Verordnung angepasst und im Lichte der vorliegenden Verordnung angewandt 
werden. 3Um einen soliden und kohärenten Rechtsrahmen im Bereich des Datenschutzes in der 
Union zu gewährleisten, sollten die erforderlichen Anpassungen der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 
im Anschluss an den Erlass der vorliegenden Verordnung vorgenommen werden, damit sie gleich-
zeitig mit der vorliegenden Verordnung angewandt werden können.

(18)  1Diese Verordnung gilt nicht für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten, die von 
einer natürlichen Person zur Ausübung ausschließlich persönlicher oder familiärer Tätigkeiten 
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und somit ohne Bezug zu einer beruflichen oder wirtschaftlichen Tätigkeit vorgenommen wird. 
2Als persönliche oder familiäre Tätigkeiten könnte auch das Führen eines Schriftverkehrs oder 
von Anschriftenverzeichnissen oder die Nutzung sozialer Netze und Online-Tätigkeiten im 
Rahmen solcher Tätigkeiten gelten. 3Diese Verordnung gilt jedoch für die Verantwortlichen oder 
Auftragsverarbeiter, die die Instrumente für die Verarbeitung personenbezogener Daten für solche 
persönlichen oder familiären Tätigkeiten bereitstellen.

(19)  1Der Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung 
von Straftaten oder der Strafvollstreckung, einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr 
von Gefahren für die öffentliche Sicherheit, sowie der freie Verkehr dieser Daten sind in einem 
eigenen Unionsrechtsakt geregelt. 2Deshalb sollte diese Verordnung auf Verarbeitungstätigkeiten 
dieser Art keine Anwendung finden. 3Personenbezogene Daten, die von Behörden nach dieser 
Verordnung verarbeitet werden, sollten jedoch, wenn sie zu den vorstehenden Zwecken ver-
wendet werden, einem spezifischeren Unionsrechtsakt, nämlich der Richtlinie (EU) 2016/680 des 
Europäischen Parlaments und des Rates unterliegen. 4Die Mitgliedstaaten können die zuständigen 
Behörden im Sinne der Richtlinie (EU) 2016/680 mit Aufgaben betrauen, die nicht zwangsläu-
fig für die Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder 
der Strafvollstreckung, einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit, ausgeführt werden, so dass die Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten für diese anderen Zwecke insoweit in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fällt, 
als sie in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fällt. 5In Bezug auf die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten durch diese Behörden für Zwecke, die in den Anwendungsbereich dieser 
Verordnung fallen, sollten die Mitgliedstaaten spezifischere Bestimmungen beibehalten oder 
einführen können, um die Anwendung der Vorschriften dieser Verordnung anzupassen. 6In den 
betreffenden Bestimmungen können die Auflagen für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch diese zuständigen Behörden für jene anderen Zwecke präziser festgelegt werden, wobei der 
verfassungsmäßigen, organisatorischen und administrativen Struktur des betreffenden Mitglied-
staats Rechnung zu tragen ist. 7Soweit diese Verordnung für die Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch private Stellen gilt, sollte sie vorsehen, dass die Mitgliedstaaten einige Pflichten und 
Rechte unter bestimmten Voraussetzungen mittels Rechtsvorschriften beschränken können, wenn 
diese Beschränkung in einer demokratischen Gesellschaft eine notwendige und verhältnismäßige 
Maßnahme zum Schutz bestimmter wichtiger Interessen darstellt, wozu auch die öffentliche 
Sicherheit und die Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung und Verfolgung von Straftaten oder die 
Strafvollstreckung zählen, einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit. 8Dies ist beispielsweise im Rahmen der Bekämpfung der Geldwäsche oder 
der Arbeit kriminaltechnischer Labors von Bedeutung.

(20)  1Diese Verordnung gilt zwar unter anderem für die Tätigkeiten der Gerichte und anderer 
Justizbehörden, doch könnte im Unionsrecht oder im Recht der Mitgliedstaaten festgelegt werden, 
wie die Verarbeitungsvorgänge und Verarbeitungsverfahren bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten durch Gerichte und andere Justizbehörden im Einzelnen auszusehen haben. 2Damit 
die Unabhängigkeit der Justiz bei der Ausübung ihrer gerichtlichen Aufgaben einschließlich ihrer 
Beschlussfassung unangetastet bleibt, sollten die Aufsichtsbehörden nicht für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch Gerichte im Rahmen ihrer justiziellen Tätigkeit zuständig sein. 
3Mit der Aufsicht über diese Datenverarbeitungsvorgänge sollten besondere Stellen im Justizsys-
tem des Mitgliedstaats betraut werden können, die insbesondere die Einhaltung der Vorschriften 
dieser Verordnung sicherstellen, Richter und Staatsanwälte besser für ihre Pflichten aus dieser 
Verordnung sensibilisieren und Beschwerden in Bezug auf derartige Datenverarbeitungsvorgänge 
bearbeiten sollten.

(21)  1Die vorliegende Verordnung berührt nicht die Anwendung der Richtlinie 2000/31/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates und insbesondere die der Vorschriften der Artikel 12 
bis 15 jener Richtlinie zur Verantwortlichkeit von Anbietern reiner Vermittlungsdienste. 2Die 
genannte Richtlinie soll dazu beitragen, dass der Binnenmarkt einwandfrei funktioniert, indem 
sie den freien Verkehr von Diensten der Informationsgesellschaft zwischen den Mitgliedstaaten 
sicherstellt.
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(22)  1Jede Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen der Tätigkeiten einer 
Niederlassung eines Verantwortlichen oder eines Auftragsverarbeiters in der Union sollte gemäß 
dieser Verordnung erfolgen, gleich, ob die Verarbeitung in oder außerhalb der Union stattfindet. 
2Eine Niederlassung setzt die effektive und tatsächliche Ausübung einer Tätigkeit durch eine 
feste Einrichtung voraus. 3Die Rechtsform einer solchen Einrichtung, gleich, ob es sich um eine 
Zweigstelle oder eine Tochtergesellschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit handelt, ist dabei nicht 
ausschlaggebend.

(23)  1Damit einer natürlichen Person der gemäß dieser Verordnung gewährleistete Schutz 
nicht vorenthalten wird, sollte die Verarbeitung personenbezogener Daten von betroffenen Per-
sonen, die sich in der Union befinden, durch einen nicht in der Union niedergelassenen Verant-
wortlichen oder Auftragsverarbeiter dieser Verordnung unterliegen, wenn die Verarbeitung dazu 
dient, diesen betroffenen Personen gegen Entgelt oder unentgeltlich Waren oder Dienstleistungen 
anzubieten. 2Um festzustellen, ob dieser Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter betroffenen 
Personen, die sich in der Union befinden, Waren oder Dienstleistungen anbietet, sollte festgestellt 
werden, ob der Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter offensichtlich beabsichtigt, betroffenen 
Personen in einem oder mehreren Mitgliedstaaten der Union Dienstleistungen anzubieten. 
3Während die bloße Zugänglichkeit der Website des Verantwortlichen, des Auftragsverarbeiters 
oder eines Vermittlers in der Union, einer E‑Mail-Adresse oder anderer Kontaktdaten oder die 
Verwendung einer Sprache, die in dem Drittland, in dem der Verantwortliche niedergelassen ist, 
allgemein gebräuchlich ist, hierfür kein ausreichender Anhaltspunkt ist, können andere Faktoren 
wie die Verwendung einer Sprache oder Währung, die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten 
gebräuchlich ist, in Verbindung mit der Möglichkeit, Waren und Dienstleistungen in dieser 
anderen Sprache zu bestellen, oder die Erwähnung von Kunden oder Nutzern, die sich in der 
Union befinden, darauf hindeuten, dass der Verantwortliche beabsichtigt, den Personen in der 
Union Waren oder Dienstleistungen anzubieten.

(24)  1Die Verarbeitung personenbezogener Daten von betroffenen Personen, die sich in der 
Union befinden, durch einen nicht in der Union niedergelassenen Verantwortlichen oder Auf-
tragsverarbeiter sollte auch dann dieser Verordnung unterliegen, wenn sie dazu dient, das Ver-
halten dieser betroffenen Personen zu beobachten, soweit ihr Verhalten in der Union erfolgt. 2Ob 
eine Verarbeitungstätigkeit der Beobachtung des Verhaltens von betroffenen Personen gilt, sollte 
daran festgemacht werden, ob ihre Internetaktivitäten nachvollzogen werden, einschließlich der 
möglichen nachfolgenden Verwendung von Techniken zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten, durch die von einer natürlichen Person ein Profil erstellt wird, das insbesondere die 
Grundlage für sie betreffende Entscheidungen bildet oder anhand dessen ihre persönlichen Vor-
lieben, Verhaltensweisen oder Gepflogenheiten analysiert oder vorausgesagt werden sollen.

(25)  Ist nach Völkerrecht das Recht eines Mitgliedstaats anwendbar, z. B. in einer diploma-
tischen oder konsularischen Vertretung eines Mitgliedstaats, so sollte die Verordnung auch auf 
einen nicht in der Union niedergelassenen Verantwortlichen Anwendung finden.

(26)  1Die Grundsätze des Datenschutzes sollten für alle Informationen gelten, die sich auf 
eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen. 2Einer Pseudonymisierung 
unterzogene personenbezogene Daten, die durch Heranziehung zusätzlicher Informationen einer 
natürlichen Person zugeordnet werden könnten, sollten als Informationen über eine identifizier-
bare natürliche Person betrachtet werden. 3Um festzustellen, ob eine natürliche Person iden-
tifizierbar ist, sollten alle Mittel berücksichtigt werden, die von dem Verantwortlichen oder einer 
anderen Person nach allgemeinem Ermessen wahrscheinlich genutzt werden, um die natürliche 
Person direkt oder indirekt zu identifizieren, wie beispielsweise das Aussondern. 4Bei der Feststel-
lung, ob Mittel nach allgemeinem Ermessen wahrscheinlich zur Identifizierung der natürlichen 
Person genutzt werden, sollten alle objektiven Faktoren, wie die Kosten der Identifizierung und 
der dafür erforderliche Zeitaufwand, herangezogen werden, wobei die zum Zeitpunkt der Ver-
arbeitung verfügbare Technologie und technologische Entwicklungen zu berücksichtigen sind. 
5Die Grundsätze des Datenschutzes sollten daher nicht für anonyme Informationen gelten, d. h. 
für Informationen, die sich nicht auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person 
beziehen, oder personenbezogene Daten, die in einer Weise anonymisiert worden sind, dass die 
betroffene Person nicht oder nicht mehr identifiziert werden kann. 6Diese Verordnung betrifft 
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somit nicht die Verarbeitung solcher anonymer Daten, auch für statistische oder für Forschungs-
zwecke.

(27)  1Diese Verordnung gilt nicht für die personenbezogenen Daten Verstorbener. 2Die 
Mitgliedstaaten können Vorschriften für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten Ver-
storbener vorsehen.

(28)  1Die Anwendung der Pseudonymisierung auf personenbezogene Daten kann die Risiken 
für die betroffenen Personen senken und die Verantwortlichen und die Auftragsverarbeiter bei 
der Einhaltung ihrer Datenschutzpflichten unterstützen. 2Durch die ausdrückliche Einführung 
der „Pseudonymisierung“ in dieser Verordnung ist nicht beabsichtigt, andere Datenschutzmaß-
nahmen auszuschließen.

(29)  1Um Anreize für die Anwendung der Pseudonymisierung bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten zu schaffen, sollten Pseudonymisierungsmaßnahmen, die jedoch eine all-
gemeine Analyse zulassen, bei demselben Verantwortlichen möglich sein, wenn dieser die erfor-
derlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen getroffen hat, um – für die jeweilige 
Verarbeitung – die Umsetzung dieser Verordnung zu gewährleisten, wobei sicherzustellen ist, dass 
zusätzliche Informationen, mit denen die personenbezogenen Daten einer speziellen betroffenen 
Person zugeordnet werden können, gesondert aufbewahrt werden. 2Der für die Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten Verantwortliche, sollte die befugten Personen bei diesem Verantwort-
lichen angeben.

(30)  1Natürlichen Personen werden unter Umständen Online-Kennungen wie IP-Adressen 
und Cookie-Kennungen, die sein Gerät oder Software-Anwendungen und -Tools oder Protokolle 
liefern, oder sonstige Kennungen wie Funkfrequenzkennzeichnungen zugeordnet. 2Dies kann 
Spuren hinterlassen, die insbesondere in Kombination mit eindeutigen Kennungen und anderen 
beim Server eingehenden Informationen dazu benutzt werden können, um Profile der natürlichen 
Personen zu erstellen und sie zu identifizieren.

(31)  1Behörden, gegenüber denen personenbezogene Daten aufgrund einer rechtlichen Ver-
pflichtung für die Ausübung ihres offiziellen Auftrags offengelegt werden, wie Steuer- und Zoll-
behörden, Finanzermittlungsstellen, unabhängige Verwaltungsbehörden oder Finanzmarktbehör-
den, die für die Regulierung und Aufsicht von Wertpapiermärkten zuständig sind, sollten nicht als 
Empfänger gelten, wenn sie personenbezogene Daten erhalten, die für die Durchführung – gemäß 
dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten – eines einzelnen Untersuchungsauftrags 
im Interesse der Allgemeinheit erforderlich sind. 2Anträge auf Offenlegung, die von Behörden 
ausgehen, sollten immer schriftlich erfolgen, mit Gründen versehen sein und gelegentlichen Cha-
rakter haben, und sie sollten nicht vollständige Dateisysteme betreffen oder zur Verknüpfung von 
Dateisystemen führen. 3Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die genannten Behör-
den sollte den für die Zwecke der Verarbeitung geltenden Datenschutzvorschriften entsprechen.

(32)  1Die Einwilligung sollte durch eine eindeutige bestätigende Handlung erfolgen, mit der 
freiwillig, für den konkreten Fall, in informierter Weise und unmissverständlich bekundet wird, 
dass die betroffene Person mit der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten 
einverstanden ist, etwa in Form einer schriftlichen Erklärung, die auch elektronisch erfolgen 
kann, oder einer mündlichen Erklärung. 2Dies könnte etwa durch Anklicken eines Kästchens 
beim Besuch einer Internetseite, durch die Auswahl technischer Einstellungen für Dienste der 
Informationsgesellschaft oder durch eine andere Erklärung oder Verhaltensweise geschehen, 
mit der die betroffene Person in dem jeweiligen Kontext eindeutig ihr Einverständnis mit der 
beabsichtigten Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten signalisiert. 3Stillschweigen, bereits 
angekreuzte Kästchen oder Untätigkeit der betroffenen Person sollten daher keine Einwilligung 
darstellen. 4Die Einwilligung sollte sich auf alle zu demselben Zweck oder denselben Zwecken vor-
genommenen Verarbeitungsvorgänge beziehen. 5Wenn die Verarbeitung mehreren Zwecken dient, 
sollte für alle diese Verarbeitungszwecke eine Einwilligung gegeben werden. 6Wird die betroffene 
Person auf elektronischem Weg zur Einwilligung aufgefordert, so muss die Aufforderung in klarer 
und knapper Form und ohne unnötige Unterbrechung des Dienstes, für den die Einwilligung 
gegeben wird, erfolgen.

(33)  1Oftmals kann der Zweck der Verarbeitung personenbezogener Daten für Zwecke der 
wissenschaftlichen Forschung zum Zeitpunkt der Erhebung der personenbezogenen Daten 
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nicht vollständig angegeben werden. 2Daher sollte es betroffenen Personen erlaubt sein, ihre 
Einwilligung für bestimmte Bereiche wissenschaftlicher Forschung zu geben, wenn dies unter 
Einhaltung der anerkannten ethischen Standards der wissenschaftlichen Forschung geschieht. 
3Die betroffenen Personen sollten Gelegenheit erhalten, ihre Einwilligung nur für bestimme For-
schungsbereiche oder Teile von Forschungsprojekten in dem vom verfolgten Zweck zugelassenen 
Maße zu erteilen.

(34)  Genetische Daten sollten als personenbezogene Daten über die ererbten oder erwor-
benen genetischen Eigenschaften einer natürlichen Person definiert werden, die aus der Ana-
lyse einer biologischen Probe der betreffenden natürlichen Person, insbesondere durch eine 
Chromosomen, Desoxyribonukleinsäure (DNS)- oder Ribonukleinsäure (RNS)-Analyse oder der 
Analyse eines anderen Elements, durch die gleichwertige Informationen erlangt werden können, 
gewonnen werden.

(35)  1Zu den personenbezogenen Gesundheitsdaten sollten alle Daten zählen, die sich auf 
den Gesundheitszustand einer betroffenen Person beziehen und aus denen Informationen über 
den früheren, gegenwärtigen und künftigen körperlichen oder geistigen Gesundheitszustand der 
betroffenen Person hervorgehen. 2Dazu gehören auch Informationen über die natürliche Person, 
die im Zuge der Anmeldung für sowie der Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen im Sinne 
der Richtlinie 2011/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates für die natürliche Person 
erhoben werden, Nummern, Symbole oder Kennzeichen, die einer natürlichen Person zugeteilt 
wurden, um diese natürliche Person für gesundheitliche Zwecke eindeutig zu identifizieren, Infor-
mationen, die von der Prüfung oder Untersuchung eines Körperteils oder einer körpereigenen 
Substanz, auch aus genetischen Daten und biologischen Proben, abgeleitet wurden, und Infor-
mationen etwa über Krankheiten, Behinderungen, Krankheitsrisiken, Vorerkrankungen, klinische 
Behandlungen oder den physiologischen oder biomedizinischen Zustand der betroffenen Person 
unabhängig von der Herkunft der Daten, ob sie nun von einem Arzt oder sonstigem Angehörigen 
eines Gesundheitsberufes, einem Krankenhaus, einem Medizinprodukt oder einem In-Vitro-
Diagnostikum stammen.

(36)  1Die Hauptniederlassung des Verantwortlichen in der Union sollte der Ort seiner Haupt-
verwaltung in der Union sein, es sei denn, dass Entscheidungen über die Zwecke und Mittel der 
Verarbeitung personenbezogener Daten in einer anderen Niederlassung des Verantwortlichen 
in der Union getroffen werden; in diesem Fall sollte die letztgenannte als Hauptniederlassung 
gelten. 2Zur Bestimmung der Hauptniederlassung eines Verantwortlichen in der Union sollten 
objektive Kriterien herangezogen werden; ein Kriterium sollte dabei die effektive und tatsächliche 
Ausübung von Managementtätigkeiten durch eine feste Einrichtung sein, in deren Rahmen die 
Grundsatzentscheidungen zur Festlegung der Zwecke und Mittel der Verarbeitung getroffen wer-
den. 3Dabei sollte nicht ausschlaggebend sein, ob die Verarbeitung der personenbezogenen Daten 
tatsächlich an diesem Ort ausgeführt wird. 4Das Vorhandensein und die Verwendung technischer 
Mittel und Verfahren zur Verarbeitung personenbezogener Daten oder Verarbeitungstätigkeiten 
begründen an sich noch keine Hauptniederlassung und sind daher kein ausschlaggebender Faktor 
für das Bestehen einer Hauptniederlassung. 5Die Hauptniederlassung des Auftragsverarbeiters 
sollte der Ort sein, an dem der Auftragsverarbeiter seine Hauptverwaltung in der Union hat, 
oder  – wenn er keine Hauptverwaltung in der Union hat  – der Ort, an dem die wesentlichen 
Verarbeitungstätigkeiten in der Union stattfinden. 6Sind sowohl der Verantwortliche als auch 
der Auftragsverarbeiter betroffen, so sollte die Aufsichtsbehörde des Mitgliedstaats, in dem der 
Verantwortliche seine Hauptniederlassung hat, die zuständige federführende Aufsichtsbehörde 
bleiben, doch sollte die Aufsichtsbehörde des Auftragsverarbeiters als betroffene Aufsichtsbehörde 
betrachtet werden und diese Aufsichtsbehörde sollte sich an dem in dieser Verordnung vorgese-
henen Verfahren der Zusammenarbeit beteiligen. 7Auf jeden Fall sollten die Aufsichtsbehörden 
des Mitgliedstaats oder der Mitgliedstaaten, in dem bzw. denen der Auftragsverarbeiter eine oder 
mehrere Niederlassungen hat, nicht als betroffene Aufsichtsbehörden betrachtet werden, wenn 
sich der Beschlussentwurf nur auf den Verantwortlichen bezieht. 8Wird die Verarbeitung durch 
eine Unternehmensgruppe vorgenommen, so sollte die Hauptniederlassung des herrschenden 
Unternehmens als Hauptniederlassung der Unternehmensgruppe gelten, es sei denn, die Zwecke 
und Mittel der Verarbeitung werden von einem anderen Unternehmen festgelegt.
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(37)  1Eine Unternehmensgruppe sollte aus einem herrschenden Unternehmen und den von 
diesem abhängigen Unternehmen bestehen, wobei das herrschende Unternehmen dasjenige sein 
sollte, das zum Beispiel aufgrund der Eigentumsverhältnisse, der finanziellen Beteiligung oder der 
für das Unternehmen geltenden Vorschriften oder der Befugnis, Datenschutzvorschriften umset-
zen zu lassen, einen beherrschenden Einfluss auf die übrigen Unternehmen ausüben kann. 2Ein 
Unternehmen, das die Verarbeitung personenbezogener Daten in ihm angeschlossenen Unterneh-
men kontrolliert, sollte zusammen mit diesen als eine „Unternehmensgruppe“ betrachtet werden.

(38)  1Kinder verdienen bei ihren personenbezogenen Daten besonderen Schutz, da Kinder 
sich der betreffenden Risiken, Folgen und Garantien und ihrer Rechte bei der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten möglicherweise weniger bewusst sind. 2Ein solcher besonderer Schutz 
sollte insbesondere die Verwendung personenbezogener Daten von Kindern für Werbezwecke 
oder für die Erstellung von Persönlichkeits- oder Nutzerprofilen und die Erhebung von per-
sonenbezogenen Daten von Kindern bei der Nutzung von Diensten, die Kindern direkt ange-
boten werden, betreffen. 3Die Einwilligung des Trägers der elterlichen Verantwortung sollte im 
Zusammenhang mit Präventions- oder Beratungsdiensten, die unmittelbar einem Kind angeboten 
werden, nicht erforderlich sein.

(39)  1Jede Verarbeitung personenbezogener Daten sollte rechtmäßig und nach Treu und 
Glauben erfolgen. 2Für natürliche Personen sollte Transparenz dahingehend bestehen, dass sie 
betreffende personenbezogene Daten erhoben, verwendet, eingesehen oder anderweitig ver-
arbeitet werden und in welchem Umfang die personenbezogenen Daten verarbeitet werden und 
künftig noch verarbeitet werden. 3Der Grundsatz der Transparenz setzt voraus, dass alle Infor-
mationen und Mitteilungen zur Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten leicht zugänglich 
und verständlich und in klarer und einfacher Sprache abgefasst sind. 4Dieser Grundsatz betrifft 
insbesondere die Informationen über die Identität des Verantwortlichen und die Zwecke der Ver-
arbeitung und sonstige Informationen, die eine faire und transparente Verarbeitung im Hinblick 
auf die betroffenen natürlichen Personen gewährleisten, sowie deren Recht, eine Bestätigung und 
Auskunft darüber zu erhalten, welche sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden. 
5Natürliche Personen sollten über die Risiken, Vorschriften, Garantien und Rechte im Zusammen-
hang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten informiert und darüber aufgeklärt werden, 
wie sie ihre diesbezüglichen Rechte geltend machen können. 6Insbesondere sollten die bestimmten 
Zwecke, zu denen die personenbezogenen Daten verarbeitet werden, eindeutig und rechtmäßig 
sein und zum Zeitpunkt der Erhebung der personenbezogenen Daten feststehen. 7Die per-
sonenbezogenen Daten sollten für die Zwecke, zu denen sie verarbeitet werden, angemessen und 
erheblich sowie auf das für die Zwecke ihrer Verarbeitung notwendige Maß beschränkt sein. 8Dies 
erfordert insbesondere, dass die Speicherfrist für personenbezogene Daten auf das unbedingt 
erforderliche Mindestmaß beschränkt bleibt. 9Personenbezogene Daten sollten nur verarbeitet 
werden dürfen, wenn der Zweck der Verarbeitung nicht in zumutbarer Weise durch andere Mittel 
erreicht werden kann. 10Um sicherzustellen, dass die personenbezogenen Daten nicht länger als 
nötig gespeichert werden, sollte der Verantwortliche Fristen für ihre Löschung oder regelmäßige 
Überprüfung vorsehen. 11Es sollten alle vertretbaren Schritte unternommen werden, damit 
unrichtige personenbezogene Daten gelöscht oder berichtigt werden. 12Personenbezogene Daten 
sollten so verarbeitet werden, dass ihre Sicherheit und Vertraulichkeit hinreichend gewährleistet 
ist, wozu auch gehört, dass Unbefugte keinen Zugang zu den Daten haben und weder die Daten 
noch die Geräte, mit denen diese verarbeitet werden, benutzen können.

(40)  Damit die Verarbeitung rechtmäßig ist, müssen personenbezogene Daten mit Einwil-
ligung der betroffenen Person oder auf einer sonstigen zulässigen Rechtsgrundlage verarbeitet 
werden, die sich aus dieser Verordnung oder – wann immer in dieser Verordnung darauf Bezug 
genommen wird – aus dem sonstigen Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten ergibt, so 
unter anderem auf der Grundlage, dass sie zur Erfüllung der rechtlichen Verpflichtung, der der 
Verantwortliche unterliegt, oder zur Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die betroffene 
Person ist, oder für die Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen, die auf Anfrage der betrof-
fenen Person erfolgen, erforderlich ist.

(41)  1Wenn in dieser Verordnung auf eine Rechtsgrundlage oder eine Gesetzgebungsmaß-
nahme Bezug genommen wird, erfordert dies nicht notwendigerweise einen von einem Parlament 
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angenommenen Gesetzgebungsakt; davon unberührt bleiben Anforderungen gemäß der Ver-
fassungsordnung des betreffenden Mitgliedstaats. 2Die entsprechende Rechtsgrundlage oder 
Gesetzgebungsmaßnahme sollte jedoch klar und präzise sein und ihre Anwendung sollte für die 
Rechtsunterworfenen gemäß der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union (im 
Folgenden „Gerichtshof “) und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte vorhersehbar 
sein.

(42)  1Erfolgt die Verarbeitung mit Einwilligung der betroffenen Person, sollte der Verantwort-
liche nachweisen können, dass die betroffene Person ihre Einwilligung zu dem Verarbeitungs-
vorgang gegeben hat. 2Insbesondere bei Abgabe einer schriftlichen Erklärung in anderer Sache 
sollten Garantien sicherstellen, dass die betroffene Person weiß, dass und in welchem Umfang sie 
ihre Einwilligung erteilt. 3Gemäß der Richtlinie 93/13/EWG des Rates sollte eine vom Verant-
wortlichen vorformulierte Einwilligungserklärung in verständlicher und leicht zugänglicher Form 
in einer klaren und einfachen Sprache zur Verfügung gestellt werden, und sie sollte keine miss-
bräuchlichen Klauseln beinhalten. 4Damit sie in Kenntnis der Sachlage ihre Einwilligung geben 
kann, sollte die betroffene Person mindestens wissen, wer der Verantwortliche ist und für welche 
Zwecke ihre personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen. 5Es sollte nur dann davon aus-
gegangen werden, dass sie ihre Einwilligung freiwillig gegeben hat, wenn sie eine echte oder freie 
Wahl hat und somit in der Lage ist, die Einwilligung zu verweigern oder zurückzuziehen, ohne 
Nachteile zu erleiden.

(43)  1Um sicherzustellen, dass die Einwilligung freiwillig erfolgt ist, sollte diese in besonderen 
Fällen, wenn zwischen der betroffenen Person und dem Verantwortlichen ein klares Ungleichge-
wicht besteht, insbesondere wenn es sich bei dem Verantwortlichen um eine Behörde handelt, 
und es deshalb in Anbetracht aller Umstände in dem speziellen Fall unwahrscheinlich ist, dass die 
Einwilligung freiwillig gegeben wurde, keine gültige Rechtsgrundlage liefern. 2Die Einwilligung 
gilt nicht als freiwillig erteilt, wenn zu verschiedenen Verarbeitungsvorgängen von personenbe-
zogenen Daten nicht gesondert eine Einwilligung erteilt werden kann, obwohl dies im Einzel-
fall angebracht ist, oder wenn die Erfüllung eines Vertrags, einschließlich der Erbringung einer 
Dienstleistung, von der Einwilligung abhängig ist, obwohl diese Einwilligung für die Erfüllung 
nicht erforderlich ist.

(44)  Die Verarbeitung von Daten sollte als rechtmäßig gelten, wenn sie für die Erfüllung oder 
den geplanten Abschluss eines Vertrags erforderlich ist.

(45)  1Erfolgt die Verarbeitung durch den Verantwortlichen aufgrund einer ihm obliegenden 
rechtlichen Verpflichtung oder ist die Verarbeitung zur Wahrnehmung einer Aufgabe im öffent-
lichen Interesse oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erforderlich, muss hierfür eine Grundlage 
im Unionsrecht oder im Recht eines Mitgliedstaats bestehen. 2Mit dieser Verordnung wird nicht 
für jede einzelne Verarbeitung ein spezifisches Gesetz verlangt. 3Ein Gesetz als Grundlage für 
mehrere Verarbeitungsvorgänge kann ausreichend sein, wenn die Verarbeitung aufgrund einer 
dem Verantwortlichen obliegenden rechtlichen Verpflichtung erfolgt oder wenn die Verarbeitung 
zur Wahrnehmung einer Aufgabe im öffentlichen Interesse oder in Ausübung öffentlicher Gewalt 
erforderlich ist. 4Desgleichen sollte im Unionsrecht oder im Recht der Mitgliedstaaten geregelt 
werden, für welche Zwecke die Daten verarbeitet werden dürfen. 5Ferner könnten in diesem Recht 
die allgemeinen Bedingungen dieser Verordnung zur Regelung der Rechtmäßigkeit der Verarbei-
tung personenbezogener Daten präzisiert und es könnte darin festgelegt werden, wie der Verant-
wortliche zu bestimmen ist, welche Art von personenbezogenen Daten verarbeitet werden, welche 
Personen betroffen sind, welchen Einrichtungen die personenbezogenen Daten offengelegt, für 
welche Zwecke und wie lange sie gespeichert werden dürfen und welche anderen Maßnahmen 
ergriffen werden, um zu gewährleisten, dass die Verarbeitung rechtmäßig und nach Treu und 
Glauben erfolgt. 6Desgleichen sollte im Unionsrecht oder im Recht der Mitgliedstaaten geregelt 
werden, ob es sich bei dem Verantwortlichen, der eine Aufgabe wahrnimmt, die im öffentlichen 
Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, um eine Behörde oder um eine andere 
unter das öffentliche Recht fallende natürliche oder juristische Person oder, sofern dies durch das 
öffentliche Interesse einschließlich gesundheitlicher Zwecke, wie die öffentliche Gesundheit oder 
die soziale Sicherheit oder die Verwaltung von Leistungen der Gesundheitsfürsorge, gerechtfertigt 
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